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Der Deutsche Bundestag beschloss am 14. 5. 2020 in zweiter und dritter Lesung das „Gesetz über die
Verteilung der Maklerkosten bei der Vermittlung von Kaufverträgen über Wohnungen und
Einfamilienhäuser“, das federführend vom BMJV erarbeitet wurde. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass
Käuferinnen und Käufer von Wohnimmobilien nicht mehr verpflichtet werden können, mehr als Hälfte
der Maklerprovision zu übernehmen.
Obwohl die Initiative zur Einschaltung eines Maklers meist vom Verkäufer ausgeht, hat der Käufer häufig
keine ernsthafte Möglichkeit, sich gegen eine Übernahme der anteiligen oder sogar der vollständigen
Maklerprovision zu wehren. Eine Vereinbarung zur Übernahme der Maklerprovision ist daher zukünftig
nur wirksam, wenn die Partei, die den Makler beauftragt hat, zur Zahlung der Provision mindestens in
gleicher Höhe verpflichtet bleibt.
Zudem soll ein Textformerfordernis für Maklerverträge über die Vermittlung von Kaufverträgen über
Wohnungen und Einfamilienhäuser eingeführt werden. Ausreichend für den Abschluss eines
Maklervertrags ist dann z. B. eine E-Mail.
(PM BMJV v. 14. 5. 2020)
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